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Sie möchten regelmäßig Informationen über Veranstaltungen des Rosa Luxemburg Clubs erhalten? 


  - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - -


Hiermit  bitte  ich  um  weitere  Informationen  über  





	die  Rosa-Luxemburg-Stiftung  


  


	Veranstaltungen  des  Rosa-Luxemburg Clubs in   Mönchengladbach  











�


Name





�


Vorname





�


Geburtsdatum





�


Straße/Nr.





�


PLZ/Wohnort





�


Telefon





�


E-Mail


























Bitte einsenden an:


Hartmut  Wessels


Eisenbahnstr. 176


41239 Mönchengladbach





Über die Rosa-Luxemburg-Stiftung





Die Rosa-Luxemburg-Stiftung gehört zu den großen Trägern politischer Bildungsarbeit in der Bundesrepublik Deutschland. Sie versteht sich als ein Teil der geistigen Grundströmung des demokratischen Sozialismus. Hervorgegangen aus dem 1990 in Berlin gegründeten Verein »Gesellschaftsanalyse und politische Bildung e. V.«, entwickelte sich die Stiftung zu einer bundesweit agierenden Institution politischer Bildung, zu einem Diskussionsforum für kritisches Denken und politische Alternativen sowie zu einer Forschungsstätte für eine progressive Gesellschaftsentwicklung. An der Arbeit der Stiftung beteiligen sich viele ehrenamtliche Akteure.





Die Rosa-Luxemburg-Stiftung 


organisiert politische Bildung, verbreitet Kenntnisse über gesellschaftliche Zusammenhänge in einer globalisierten, ungerechten und unfriedlichen Welt; 


ist ein Ort kritischer Analyse des gegenwärtigen Kapitalismus; 


ist ein Zentrum programmatischer Diskussion über einen zeitgemäßen demokratischen Sozialismus, ein sozialistischer Think-Tank politiknaher Alternativen; 


ist in der Bundesrepublik Deutschland und international ein Forum für einen Dialog zwischen linkssozialistischen Kräften, sozialen Bewegungen und Organisationen, linken Intellektuellen und Nichtregierungsorganisat-ionen; 


fördert junge Intellektuelle mittels Studien- bzw. Promotionsstipendien; 


gibt Impulse für selbstbestimmte gesellschaftliche politische Aktivität und unterstützt das Engagement für Frieden und Völkerverständigung, für soziale Gerechtigkeit und ein solidarisches Miteinander. 





Kontakt zum Rosa-Luxemburg-Club Mönchengladbach


E-Mail: info@rlc-mg.de


Webseite: http:\\www.rlc-mg.de





V.i.S.d.P: Hartmut  Wessels


Eisenbahnstr. 176


41239 Mönchengladbach








Veranstaltungshinweis


Berufsverbote in der Bundesrepublik 





eine Ausstellung zu einem unbewäl-tigten Kapitel bundesdeutscher  Geschichte





Ort:            Galerie; lebende Wände 


                   Hauptstr.2                      


	41236 Mönchengladbach


 Datum:    ab  Donnerstag  den 17. Mai 2016 


          bis Montag den 27. Juni 2016


Midissage


Ort:            Galerie; lebende Wände 


                   Hauptstr.2                      


	41236 Mönchengladbach


 Datum:     am Donnerstag, den 9. Juni 2016         	 Uhrzeit	19:00 Uhr





Mit 


Heidrun von der Stück; Berufsverbotsopfer aus Krefeld


und Cornelia Booß Ziegling


Berufsverbotsopfer und Mitinitiatorin der Ausstellung





Eine Veranstaltung/in Kooperation von 


RLS NRW


und dem Rosa Luxemburg Club Mönchengladbach





Die ILO (International Labour Or-ganization) der Vereinten Nationen stellte in Bezug auf die Berufsverbote eine Ver-letzung des Diskriminierungsverbots fest, der Europäische Gerichtshof für Men-schenrechte (EGMR) sprach von einer Ver-letzung von Meinungs- und Vereini-gungsfreiheit (Art. 10 und 11 EMRK) : Urteile, die man im Bezug auf die BRD nur selten zu hören bekommt.


Anders war dies beim am 28. Januar 1972 von der Konferenz der Ministerpräsidenten der Länder unter Leitung von Willy Brandt verabschiedeten sogenannten Radikalener-lass. Durch diesen wurde es möglich Be-werber/-innen für den öffentlichen Dienst die Einstellung zu verweigern und schon bestehende Beamtenverhältnisse zu been-den, wenn die Betroffenen „verfassungs-feindliche Aktivitäten“ entwickelten.


 Hierzu gehörte auch das Engagement in legalen politischen Parteien oder Organi-sationen, das teilweise schon bei Besuch entsprechender Veranstaltungen, Äußerun-gen gegen den Vietnamkrieg oder der Teilnahme an regierungskritischen Demon-strationen vermutet wurde.


Zur Durchführung der notwendigen Ver-fahren setzte eine ausgedehnte Überwa-chungspraxis ein: 3,5 Millionen Personen





reiche Aufarbeitung zu bemühen. Auch eine finanzielle Entschädigung für dieje-nigen, die für eine lange Zeit ihren Beruf nicht ausüben konnten und deswegen heute erhebliche Renteneinbußen hinneh-men müssen, wird diskutiert.


Der hamburgische Senat hingegen erklärte im Dezember 2013, dass er sich mit diesen Fragen bisher noch nicht befasst habe.


Auf unserer Midissage zur Ausstellung wollen wir mit unseren Gästen darüber sprechen, welche Konsequenzen ein sol-ches Berufsverbot hatte und wie sich die Betroffenen dagegen wehrten. Auch wol-len wir die Rechtmäßigkeit des Radika-lenerlasses und die wegen verhängten Berufsverboten (teilweise bis zum EGMR) geführten Prozesse beleuchten. Schließlich soll diskutiert werden, wie das Thema politisch aufgearbeitet werden kann: Abschaffung des Radikalenerlasses, Reha-bilitation, historische Kommission, Ent-schädigung?





Eine Veranstaltung/in Kooperation von RLS NRW 


und dem Rosa Luxemburg Club Mönchengladbach




































































wurden politisch überprüft, von denen der Verfassungsschutz 25.000–35.000 als „ver-dächtig“ an die Einstellungsbehörden mel-dete. Mehr als 10.000 Berufsverbotsver-fahren wurden eingeleitet, etwa 2.250 Per-sonen nicht eingestellt und 256 Beamte/-innen entlassen. Es wird allerdings von ei-ner hohen Dunkelziffer ausgegangen, deren Ausmaß nur durch eine Aufarbeitung unter Öffnung der Geheimdienstarchive ein-schätzbar wäre.





Da der Staat in den stark betroffenen Berufsfeldern (Schul- und Hochschulbe-reich, Post, Bahn) ein Monopol besaß, konnten die Betroffenen ihre erlernten Berufe nicht ausüben. Deswegen wurde diese Praxis im In- und Ausland als „Berufsverbot“ bezeichnet.





Trotz zahlreicher Proteste, Druck aus dem Ausland und einer Verurteilung durch die ILO gilt der Radikalenerlass in „libera-lisierter“ Form noch heute im Bund und in den meisten Bundesländern.





In Bremen, Niedersachsen und Baden-Württemberg gab es in den letzten Jahren parlamentarische Initiativen der rot-grünen Mehrheitsfraktionen den Radikalenerlass abzuschaffen und sich um eine Rehabili-tierung der Betroffenen und eine umfang-


















